
Verbesserung der Organisation
von Sicherheit und Gesundheit

47

50381_1_Arbeits_und_Gesundh.qxp  13.03.2007  17:12 Uhr  Seite 1



2

Vorbemerkungen. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3

Arbeits- und Gesundheitsschutzmanagement

eines Entsorgungsunternehmens . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4

Einführung einer Arbeitsschutzorganisation

in einem Straßenreinigungsbetrieb . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 8

Die Gefährdungsbeurteilung als

Grundlage eines Informationssystems. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 11

Betriebliches Arbeitssicherheitskonzept

eines Stadtentwässerungsbetriebes . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 13

Projektbericht Sicherheit und

Gesundheit im System . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15

Inhalt

50381_1_Arbeits_und_Gesundh.qxp  13.03.2007  17:13 Uhr  Seite 2



2

3

1

5

4

3

Mit der vorliegenden Broschüre stellen wir
fünf Praxisbeispiele zum Themenbereich
der Verbesserung der Organisation von
Sicherheit und Gesundheit der Beschäf-
tigten vor:

Die neuere Arbeitsschutzgesetzgebung
gibt dem Unternehmer Handlungsspiel-
raum, generelle Schutzziele und Vorgaben
eigenverantwortlich in konkrete Schutz-
maßnahmen umzusetzen. Dadurch besteht
die Chance, notwendige Maßnahmen auf
unternehmens- und betriebsartentypische
Bedingungen anzupassen. Diese Eigen-
verantwortung der Arbeitgeber muss zu
einer geeigneten Unternehmensorga-
nisation führen, so dass Maßnahmen des
Arbeitsschutzes bei allen Tätigkeiten be-
achtet und in die Führungsstrukturen ein-
gebunden werden. Ziel ist eine ständige
Verbesserung des betrieblichen Arbeits-
und Gesundheitsschutzes. Ausgehend von
der Integration von Sicherheit und Ge-
sundheit in Unternehmensziele werden
Anforderungen entwickelt, um den Ar-
beitsschutz in die Aufbauorganisation und
in die Ablauforganisation integrieren zu
können. Ein systematisches Vorgehen ist
notwendig. Erforderliche Maßnahmen sind
zielgerichtet zu planen, durchzuführen und
die Wirkungen zu bewerten. Ergänzend
sind Korrekturen vorzunehmen, um einen
kontinuierlichen Verbesserungsprozess zu
erreichen. Zur Integration des Arbeits- und
Gesundheitsschutzes ist es erforderlich,
dass alle Abläufe und Vorgänge im Unter-
nehmen betrachtet werden, die Einfluss
auf die Arbeitsbedingungen haben. Die
Mitarbeiter müssen frühzeitig einbezogen
werden, um die Akzeptanz für die Präven-
tionsmaßnahmen zu verbessern.

Im Rahmen des zweijährigen Projekt-
verlaufs wurde in einem Unternehmen aus
dem Entsorgungsbereich mit ca. 150 Be-
schäftigten ein Konzept für ein betrieb-
liches Arbeits- und Gesundheitsschutz-
management entwickelt. Generelles Ziel
des Projektes war die Sicherung und stetige
Verbesserung des Arbeits- und Gesund-
heitsschutzes in den Betriebsabläufen. Ein
Schwerpunkt lag auf der Verbesserung der
Organisationsabläufe im Führungs- und
Managementsystem für den Arbeits- und
Gesundheitsschutz. Nach praktischer Um-
setzung der erarbeiteten Vorschläge und
Maßnahmen wird eine Bilanz gezogen.

Für den Fachbereich Straßenreinigung einer
Kreisstadt stellte sich die Notwendigkeit
der Verbesserung der Organisation von
Sicherheit und Gesundheit des Personales
mit 70 Beschäftigten. Zum Aufgabenspek-
trum des Fachbereiches zählen Abfallent-
sorgung, Straßenreinigung und -instand-
haltung, Winterdienst sowie ein Werkstatt-
bereich. Die Grundüberlegungen und das
Praxisvorgehen werden beschrieben.

Arbeitsschutzrelevante Daten in einem ge-
eigneten Informationssystem für Verant-
wortliche und Beschäftigte zur Verfügung
zu stellen ist Ziel einer Maßnahme einer
mittelgroßen Stadtverwaltung. Die Beur-
teilung und Dokumentation von Gefähr-
dungen und Belastungen am Arbeitsplatz
ist eine zentrale, an den Arbeitgeber ge-
richtete Forderung des Arbeitsschutz-
gesetzes. Das Informationssystem soll die
Kenntnis über Risiken an den Arbeits-
plätzen bei Verantwortlichen und Beschäf-
tigten verbessern. Über das praktische
Vorgehen wird berichtet.

In vielen Unternehmen des öffentlichen
Dienstes ist die Betriebsart Abwasserbe-
handlung und -ableitung vorhanden. Der
Stadtentwässerungsbetrieb Paderborn mit
80 Mitarbeitern hatte sich im Rahmen der
Umsetzung der Unternehmerverantwor-
tung im Bereich des Arbeits- und Gesund-
heitsschutzes mit der betrieblichen Orga-
nisation der Sicherheit und Gesundheit der
Beschäftigten zu befassen. Das betrieb-
liche Arbeitssicherheitskonzept des Stadt-
entwässerungsbetriebes wird dargestellt.

Ein wirksamer und nachhaltiger Arbeits-
und Gesundheitsschutz in Unternehmen
ist insbesondere dann machbar, wenn er
in die Organisationsstruktur dauerhaft ein-
gebunden ist. Eine wichtige Voraussetzung
sind systematische und festgelegte Struk-
turen und Abläufe. Vor diesem Hintergrund
wurde durch den GUVV WL das Projekt
„Sicherheit und Gesundheitsschutz im
System“ durchgeführt. Auf Grundlage eines
Systemfragebogens wurde bei 51 mittel-
großen Mitgliedsunternehmen ermittelt,
inwieweit Sicherheit und Gesundheit der-
zeit in die internen Führungsstrukturen
und Betriebsabläufe erfolgreich integriert
sind. Die Projektergebnisse werden vorge-
stellt. Sie sind ein Anhalt für zukünftige
Präventionsansätze im Organisationsbe-
reich der Unternehmen.

Vorbemerkungen
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Arbeits- und Gesundheitsschutz-
management eines
Entsorgungsunternehmens

Randbedingungen
Dieses Projekt, das ein Mitgliedsunter-
nehmen aus dem Entsorgungsbereich mit
150 Beschäftigten, die Universität Bremen,
und der GUVV WL in Kooperation durch-
führten, fand in den Jahren 2003/04 statt.
Im Rahmen des zweijährigen Projektver-
laufs wurde ein Konzept für ein betrieb-
liches Arbeits- und Gesundheitsschutz-
management entwickelt und modellhaft
erprobt. Der Arbeits- und Gesundheits-
schutz muss in die betrieblichen Führungs-
strukturen eines Unternehmens integriert
werden, um nachhaltig die Sicherheit und
den Gesundheitsschutz der Beschäftigten
zu gewährleisten. Nach praktischer Um-
setzung der erarbeiteten Vorschläge und
Maßnahmen des Projektes in den Jahren
2005/06 soll eine Bilanz gezogen werden.

Generelles Ziel des Projektes war die
Sicherung und stetige Verbesserung des
Arbeits- und Gesundheitsschutzes in den
Betriebsabläufen. Der Schwerpunkt lag
auf der Verbesserung der Organisations-
abläufe im Führungs- und Management-
system des Unternehmens. Grundgedanke
war ein effektiver Arbeits- und Gesund-
heitsschutz mit einer optimierten Verhal-
tensprävention unterstützt durch eine Ver-
besserung der Fort- und Weiterbildung als
Idee der Personalabteilung des Unter-
nehmens. Erzielte Erkenntnisse sollen für
andere Unternehmen zur Nutzung zur
Verfügung stehen.

Vorgehen und Maßnahmen
Um die Akzeptanz der Beschäftigten zu 
sichern und Lösungsvorschläge der Be-
schäftigten mit einbeziehen zu können,

wurden zum Projektbeginn zur Beschrei-
bung des Ist-Zustandes sowie zur Ermitt-
lung der Handlungsfelder mit der höchsten
Priorität ein Workshop mit ausgewählten
Beschäftigten der verschiedenen Arbeits-
bereiche, Einzelinterviews mit Beschäf-
tigten, dem Personalrat, den Experten im
Arbeits- und Gesundheitsschutz, den Füh-
rungskräften und der Geschäftsführung
sowie ergänzend eine Mitarbeiterbefra-
gung durchgeführt.

Als Ergebnisse wurden nach der Analyse
der oben genannten Instrumente die
Bereiche Kommunikation und Fort- und
Weiterbildung zum Arbeitsschutz und zur
Gesundheitsförderung genannt. Somit
wurden durch die Projektleitung die drei
Arbeitsgruppen Kommunikation, Arbeits-
schutzkonzept und Gesundheitsförderung
eingerichtet. Aufgabe der Arbeitsgruppen
war es, die nachfolgenden Ziele zu erar-
beiten:

Arbeitsgruppe Kommunikation

Ausschuss Arbeitssicherheit und Gesundheitsförderung
• Erweiterung der Aufgaben
• Zusammensetzung des Ausschusses 
• Integration der Gesundheitsförderung
Informationsaustausch mit anderen Unternehmen (EX)
• Kontakt mit externen Organisationen im Arbeitsschutz/Gesundheitsförderung
• Kontakt mit anderen vergleichbaren Unternehmen
• Mögliche Maßnahmen bzgl. Übertragbarkeit/Eignung prüfen
Informationen (IT)
• Information über Projekte
• Arbeits- und Gesundheitsschutz (allgemein)
• Tätigkeit des Ausschuss Arbeitssicherheit und Gesundheitsförderung
• Beurteilung der Arbeitsbedingungen/Gesundheitsförderung 
Betriebliches Vorschlagswesen (BV)
• Erarbeitung Regelung „Betriebliches Vorschlagswesen“
• Vorgehen für Umgang mit Anregungen/Hinweisen der Mitarbeiter
Qualifikation und Schulung (QS)
• Leitfaden für Qualifikation/Schulungen erarbeiten
• Bedarfsermittlung für weitere Qualifizierung
• Angebote klären/Schulungen durchführen
• Fachgerechte Information (speziell für „Springertätigkeiten“)

Arbeitsgruppe Gesundheitsförderung
Regelung zur Gesundheitsförderung (GF)
(z.B. Zusammenarbeit mit Krankenkassen bzgl. konkreter Maßnahmen
oder weiteren externen Anbietern von Maßnahmen)

Arbeitsgruppe Arbeitsschutzkonzept
• Neustrukturierung der Beurteilung von Gefährdungen und Belastungen (BE)
• Erarbeitung eines Arbeitsschutzkonzeptes, das sich mit Leitlinien, der Aufbau-/

Ablauforganisation, der Prävention und Bewertung der Arbeitsschutzmaßnahmen be-
fasst (SY)
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Die nachfolgende Beschreibung der we-
sentlichen Maßnahmen und Ergebnisse
orientiert sich an der obigen Auflistung der
Arbeitsgruppen.

Kommunikation
Das Ziel der Bildung eines Ausschusses
für Arbeitsschutz und Gesundheits-
förderung war eine Zusammenführung
von Sach- und Entscheidungskompetenz.
Zusätzlich war das Thema der Gesund-
heitsförderung in das Aufgabenspektrum
des Arbeitsschutzausschusses einzubrin-
gen. Eine Integration der Gesundheits-
förderung in die vorhandene Struktur (kein
zusätzliches Gremium) erfolgte, um die
Planung und Durchführung der jeweiligen
Maßnahmen effektiv aus einem Gremium
zu betreiben (einschließlich Budgetver-
waltung). Die nachfolgende Abbildung
zeigt den schematischen Aufbau sowie die
Mitglieder des Ausschusses mit zusätz-
lichen Aufgaben.

Der Personalrat soll den Informations-
austausch mit anderen Unternehmen (EX)
bündeln und koordinieren. Betriebliches
Vorschlagswesen (BV) und Information (IN)
sind bei Abteilungsleitungen angesiedelt.
Beispielsweise wird unter Information u.a.
die Nutzung des Intranet mit aktuellen
Informationen zum Arbeitsschutz und der
Gesundheitsförderung, rechtliche Bestim-
mungen und Niederschriften des Aus-
schusses für Arbeitsschutz und Gesund-
heitsförderung verstanden.
Die erforderliche Qualifikation und Schu-
lung (QS) wird von der Leitung Verwal-
tung/Personalwesen gesteuert. Konkrete
betriebs- und arbeitsplatzbezogene Unter-
weisungen (z. B. ergonomische Gestaltung
der Arbeitsabläufe bei Arbeiten an den
Fahrzeugschüttungen in der Entsorgung/
Heben und Tragen von Lasten), Teilnahme
an externen Lehrgängen für Personal der
Kanalunterhaltung bis zum LKW-Fahrsicher-
heitstraining sind hier einige Beispiele.

und Verantwortung für diesen Prozess zu
übertragen.
Diese innerbetriebliche Struktur hilft den
Verantwortlichen Abstimmungsprozesse
zu organisieren, die Akzeptanz von
Entscheidungen zu erhöhen sowie die
Planung und Umsetzung gemeinsam aus-
gewählter Maßnahmen in die Wege zu 
leiten. Die Regelung zur Gesundheits-
förderung wurde in das Handbuch zu
Arbeitsschutz und Gesundheitsförderung
eingebunden.
Unter Gesundheitsförderung werden den
Arbeits- und Gesundheitsschutz ergänzende
freiwillige Maßnahmen des Unternehmers
verstanden: Reduzierung von Bewe-
gungsmangel, individuelle Kompetenzen
im Bereich psychosozialer Belastungen,
Vermeidung von Suchtmittelkonsum und
Betriebsverpflegung (Leitfaden der Ar-
beitsgemeinschaft der Spitzenverbände
der Krankenkassen zum § 20, SGB V).

Beurteilung der Arbeitsbedingungen
Die Beurteilung der Arbeitsbedingungen
des Unternehmens wurde neu strukturiert,
da bedingt durch bauliche Änderungen 
eine Neufassung der Beurteilung der
Arbeitsbedingungen auf Basis des Arbeits-
schutzgesetzes notwendig war. Als Grund-
lage wurden alle Beschäftigten mit den 
jeweiligen Haupt- und auch Nebentätig-
keiten (z.B. Springeraufgaben, Aushilfs-
tätigkeiten in anderen Betriebsteilen) sowie
den notwendigen Vorsorgeuntersuchun-
gen erfasst. Erst im Anschluss erfolgte die
eigentliche Beurteilung unter Nutzung der
Möglichkeit gleichartige Tätigkeiten/Ar-
beitsplätze zusammenzufassen.

Mitarbeiter/innen

Abt.-Ltg. SiBe
Verwaltung Verwaltung

QS

Personalrat
EX

Betriebsarzt
GF

Geschäftsführung

Ausschuss für
Arbeitsschutz und

Gesundheitsförderung Sicherheits-
Ingenieur

SY

Abt.-Ltg. SiBe
Entsorgung Entsorgung

BV

Abt.-Ltg. SiBe
Abwasser Abwasser

IN

Abb.: Ausschuss für Arbeitsschutz und Gesundheitsförderung

Betriebsarzt und Sicherheitsingenieur er-
halten eine zentrale Rolle bei Maßnahmen
der Gesundheitsförderung (GF) bzw. Steue-
rung der Fortentwicklung und Umsetzung
des Handbuches für den Arbeitschutz und
Gesundheitsförderung (SY).

Gesundheitsförderung 
Wie erläutert, wurde die Gesundheits-
förderung in den Ausschuss auf Basis des
Arbeitssicherheitsgesetzes integriert. Um
den Prozess der Gesundheitsförderung
betrieblich zu steuern, empfahl es sich, im
Unternehmen einem Gremium Kompetenz
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Die Aktualisierung der Gefährdungsbeur-
teilung erfolgt nun kontinuierlich bei
Einrichtung neuer Arbeitsplätze, Einsatz
neuer Maschinen, Geräte, Stoffe, Arbeits-
verfahren, bei wesentlichen Änderungen
von Arbeitsbereichen, bei einer Änderung
der Arbeitsorganisation sowie der Ände-
rung rechtlicher Grundlagen. Ebenso ge-
schieht dies – falls erforderlich – nach
einer Analyse von Unfällen und Beinahe-
unfällen sowie einer Analyse bei auftre-
tenden Erkrankungen, wenn eine betrieb-
lich bedingte Ursache vermutet wird.

Weiterhin wurden zwei so genannte
Kataster für Arbeitsmittel in Verbindung
mit dem Thema notwendiger Prüfungen
und für den Bereich der Gefahrstoffe er-
stellt sowie eine Erfassung der notwendi-
gen Unterweisungen vorgenommen.

Arbeitsschutzkonzept 
Vor dem Hintergrund eines Unternehmens
mit ca. 150 Beschäftigten bestand die
Notwendigkeit der Aufstellung eines
Führungskonzeptes für den Arbeits- und
Gesundheitsschutz aus der Bandbreite der
verschiedenen Leitfäden, Handlungshilfen
und Broschüren, um eine sinnvolle
Einbindung von Sicherheit und Gesundheit
in die Betriebsabläufe des Unternehmens
zu gewährleisten.
Es wurde vereinbart, den „Nationalen
Leitfaden für Arbeitsschutzmanagement-

systeme“ vom Juni 2002 als allgemeine
Vorgabe für ein eigenes betriebsbezoge-
nes Konzept zu nutzen. Praktisch geschaf-
fen wurde ein so genanntes Handbuch
„Arbeitsschutz und Gesundheitsförderung“,
das den Bereich des Arbeitsschutzes und
den Bereich der Gesundheitsförderung
zusammenführt, um hier ein praktikables
System zu implementieren. Die Grund-
struktur des Arbeitsschutzkonzeptes be-
steht aus den 4 Bereichen (Leitung, Orga-
nisation, Prävention und Verbesserung) in
einem für ein Unternehmen dieser Größe
notwendigen und sinnvollen Umfang. Das
Handbuch „Arbeitsschutz und Gesund-
heitsförderung“ wurde unter aktiven Be-
teiligung des Personalrates umgesetzt.

lungen geregelt. Hiermit verbunden ist eine
eigenverantwortliche Prüfung und Über-
wachung der Arbeitsschutzmaßnahmen
und -vorschriften. Die Aufgabe Arbeits-
schutz und Gesundheitsförderung wurde
als Führungsaufgabe in die Stellenbeschrei-
bungen aufgenommen.

Sind die Arbeitsschutzziele der Unterneh-
mensleitung umgesetzt worden? Sind
Gefahren, Belastungen oder Risiken be-
seitigt oder minimiert worden? Sind die
festgelegten Arbeitsschutzmaßnahmen
wirksam? Dies sind Fragen der innerbe-
trieblichen Prüfungen, die durchgeführt
werden. Eine jährliche Überprüfung an-
hand einer Checkliste einschließlich der
Feststellung eines Handlungsbedarfs ist
die unternehmerische Vorgabe. Hauptziel-
richtung ist die Klärung der Frage, ob die
Gefährdungs- und Belastungssituation ak-
zeptabel ist.

Eine eigenverantwortliche Durchführung
von Audits (vorzugsweise von internen
Kräften, die im zu untersuchenden Bereich
keine Verantwortung tragen) ist noch nicht
abschließend realisiert. Externe Stellen
können hier einbezogen werden. Die Ent-
wicklung eines Auditverfahrens, welches
mindestens alle 3 Jahre durchgeführt
werden soll, ist noch nicht vollständig voll-
zogen. Das primäre Ziel ist dabei insbe-
sondere die Frage, ob die selbst festgeleg-
ten Organisationsvorgaben bzgl. Sicher-
heit und Gesundheit umgesetzt wurden.

Der Aufbau der unternehmensinternen
Regelungen ist soweit notwendig maximal
dreistufig. Neben dem eigentlichen Hand-
buch, soll es einige wenige Verfahrens-
anweisungen sowie auf der dritten Ebene
die geforderten Arbeits- und Betriebsan-
weisungen für konkrete Tätigkeiten geben.

Zusammenfassung 
Unter Einbeziehung aller Hierarchieebenen
im Unternehmen wurden Maßnahmen im
Bereich der Verbesserung der innerbe-

5

Unterweisung

4

Gefahrstoffe

3

Arbeitsmittel

2

Beurteilung

1

Personal-
Grunddaten

Abb.: Struktur der Beurteilung der Arbeitsbedingungen

Systemelemente
Arbeitsschutzkonzept

Leitung Organisation
• Planung • Verantwortung
• Erfolgsbewertung • Mitwirkung

• Schulung

Verbesserung Prävention
• Überprüfungen • Beurteilung
• Auditierung • Gesundheits-

förderung

Abb.: Übersicht zur Gliederung des Handbuches

Nachfolgend werden exemplarisch einige
der Regelungen des Unternehmens er-
läutert: Ziele sollen auf Vorschlag des
Ausschusses für Arbeitsschutz und Ge-
sundheitsförderung durch die Geschäfts-
führung in den Themenfeldern Schutz vor
Gefährdungen/Reduzierung von Belastun-
gen sowie möglichst niedriger Unfall-
zahlen unter Beteiligung der Beschäftigten
festgelegt werden.

Befugnisse und Verantwortung der Füh-
rungskräfte wurden mit der Übertragung
der Unternehmerpflichten für die Abtei-
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trieblichen Kommunikation durchgeführt.
Die insgesamt positiven Entwicklungen im
Projektverlauf spiegeln sich in den  Ergeb-
nissen der Mitarbeiterbefragungen wieder.
Bei vielen Beschäftigten wurde eine höhere
Sensibilität für Arbeitsschutz und Gesund-
heitsförderung im täglichen Arbeitsleben
erreicht. Die Fort- und Weiterbildung wur-
de wesentlich verbessert.

Inwieweit die parallel zum Projektverlauf
festgestellte deutliche Reduzierung der
Unfallmeldungen im Mitgliedsbetrieb auf
Dauer als messbarer Erfolg zu werten ist,
kann erst rückblickend mit zeitlichem
Abstand verlässlich beantwortet werden.

Die Erarbeitung eines Handbuches „Ar-
beitsschutz und Gesundheitsförderung“
erfolgte als Grundlage eines Manage-
ments der Gefährdungen und Belastungen,
um Verbesserungen der Arbeitssituation
zu erreichen. Mit den eingeführten Struk-
turen ist ein Verbesserungsprozeß initiiert
worden, von dem letztendlich alle profitieren.

Helmut Kaup
Uwe Tchorz
GUVV WL

Beschreibungsbereich Anwendungsbereich Bezeichnung Inhalte

ganze Unternehmen Unternehmensleitung, Handbuch „Arbeitsschutz Grundsätze, Aufbau-
Abteilungsleitung und Gesundheitsförderung“ und Ablauforganisation,

Betriebsweite Zusammen-
hänge, Verantwortungen
und Befugnisse, Verweis
auf mitgeltende
Unterlagen

einzelne Bereiche Abteilung, Bereich Verfahrensanweisungen Detaillierte Beschreibung
und Tätigkeitsfelder • Qualifikation von Teilgebieten des

• Vorschlagswesen Konzepts (organisatorische
• GF/Sucht und fachliche Inhalte)

Mitarbeiter Tätigkeit/Arbeitsplatz Arbeitsanweisungen, Festlegung von 
Betriebsanweisungen Einzeltätigkeiten,
(z.B. Gefahrstoffe/ Detailanweisungen
Arbeitsmittel) (fachliches Know-how)

Abb.: Dokumentation des dreistufigen Arbeitsschutzkonzeptes
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Einführung einer
Arbeitsschutzorganisation in einem
Straßenreinigungsbetrieb

Für den Fachbereich Straßenreinigung 
einer Kreisstadt stellte sich die Not-
wendigkeit der Verbesserung der Orga-
nisation von Sicherheit und Gesundheit
des Personals (Fachbereichsleitung, 70
Beschäftigte). Zum Aufgabenspektrum des
Fachbereiches zählen Abfallentsorgung,
Straßenreinigung/Winterdienst, Straßen-
instandhaltung und KFZ-Werkstatt.

Eine erfolgte Delegation der Unternehmer-
verantwortung im Arbeits- und Gesund-
heitsschutz auf die Fachbereichsleitung
sowie wiederholt festgestellter Verbesse-
rungsbedarf bei den Schutzmaßnahmen
waren Anlass zu einer Verbesserung der
Organisation von Sicherheit und Gesund-
heit des Personals.

In Zeiten einer fortschreitenden Deregu-
lierung von Vorschriften erwarten Arbeits-
schutzverantwortliche daraus auch eine
Entbindung von Pflichten. Dies ist jedoch
nicht der Fall.

Durch den Wegfall vieler Vorschriften ergibt
sich ein rechtlicher Handlungsspielraum

für ein eigenverantwortliches Handeln. Im
Schadensfall kann dies für Verantwortliche
persönliche Konsequenzen beinhalten.
Der gezielte Aufbau einer Arbeitsschutz-
organisation verhilft dem Unternehmer
bzw. den Arbeitsschutzverantwortlichen
zu mehr Rechtssicherheit.

Im Gegensatz zum Umweltschutz (DIN ISO
14001) und zum Qualitätsmanagement
(DIN ISO 9001:2000) gibt es innerhalb der
europäischen Gemeinschaft bislang keine
einheitliche Rechtsnorm zur Organisation
des Arbeits- und Gesundheitsschutzes.

Es existieren für viele Branchen und
Organisationen Lösungsansätze in Form
von teilweise umfangreichen Manage-
mentsystemen, die unter den Stichworten
OHSAS, OHRIS oder ILO-Leitfaden für AMS
bekannt sind. Gerade für kleinere oder
mittelgroße Unternehmen stellt sich die
Frage einer praktischen Umsetz- oder An-
wendbarkeit.

Bei der Auswahl eines geeigneten
Systems ist den besonderen Bedingungen
von Stadtverwaltungen Rechnung zu tra-
gen. In der Regel sind Fachbereichsleiter
oder Amtsleiter, bedingt durch Pflichten-
übertragung, verantwortlich für den
Arbeits- und Gesundheitsschutz. Zentrale
Regelungen sind jedoch schwierig umzu-
setzen, da in den einzelnen Fachbereichen
(z. B. Verwaltung, Kläranlage, Bauhof,
Gartenbau) unterschiedliche Anforderun-
gen im Bereich Sicherheit und Gesundheit
gestellt werden.

Hauptbeweggründe für Verantwortliche
zur Einführung von Arbeitsschutzmanage-
mentsystemen sind in erster Linie eine

Organisationspflicht dem Personal ge-
genüber und die Vermeidung von Regress-
ansprüchen durch Organisationsver-
schulden. Ein praktikabler Ansatz, den
Arbeitsschutz zunächst fachbereichsintern
zu organisieren, erfolgte unter folgenden
Rahmenbedingungen:

Ein Arbeitsschutzmanagementsystem
• muss den besonderen Bedingungen

kleiner Einheiten angepasst sein.
• sollte keine über die gesetzlichen Ver-

pflichtungen hinaus gehenden Forde-
rungen aufstellen.

• sollte genau diese Forderungen effektiv
d. h. einfach, überschaubar und nach-
vollziehbar managen.

• muss vom Aufwand her wirtschaftlich
vertretbar sein und sich im besten Fall
sogar rechnen.

• sollte zunächst eigenständig wirksam
sein, aber dennoch in andere Manage-
mentsysteme integrierbar sein.

Generell gelten für alle Management-
systeme folgende Grundprinzipien, die zu
beachten sind:

50382_2_Straßenreinigung.qxp  13.03.2007  17:18 Uhr  Seite 8



Schwerpunktartig vor dem Hintergrund
der eingesetzten Arbeitsmittel sowie des
Gefahrstoffbereiches wurden die Infor-
mation der Beschäftigten zu Gefahren und

Mitarbeiter durch die Betriebsleitung über
die konkreten Ziele des Projektes und die
zukünftigen Leitlinien im Arbeitsschutz in
einer  Informationsveranstaltung.

Arbeitsschutzrelevante Prozesse müssen
mit Verfahrensanweisungen beschrieben,
mit Zuständigkeiten und Verantwortlich-
keiten belegt sein, damit sie im Betrieb
nachvollziehbar und dokumentiert umge-
setzt werden. Folgende Bereiche wurden
betrachtet:

• Arbeitsschutzorganisation (Verantwort-
liche, Funktionsträger, ASA-Sitzungen,
Rechtskataster, Kommunikation)

• Technische Revisionen (Gefährdungs-
beurteilung von Maschinen, Prüffristen,
Prüfumfang)

• Arbeitsmedizinische Untersuchungen
(Vorgeschriebene und freiwillige Vor-
sorgeuntersuchungen, Untersuchungs-
intervalle, Informationsbeschaffung)

• Gefährdungsbeurteilung (Methodik, Maß-
nahmenplanung, Maßnahmenkontrolle)

• Gefahrstoffe (Gefahrstoffkataster, Ge-
fährdungsbeurteilung, Schutzstufenein-
teilung, Ersatzstoffprüfung, Betriebs-
anweisung) 

• Unterweisungen (Durchführung, Rah-
menbedingungen, Dokumentation)

• Unfallauswertung (Methoden, Konse-
quenzen)

• Notfallmanagement (Erste Hilfe, Brand-
schutz, Alarmpan)

Praktisches Ergebnis für den Fachbereich
sind sieben Arbeitsanweisungen zum
Thema Sicherheit und Gesundheit für die
Organisation entsprechend der Abbildung 1.

Ein Schwerpunkt der Organisationsver-
besserung war die umfassende Durch-
führung der Gefährdungs- und Belastungs-
beurteilung aller Mitarbeiter bzw. Tätig-
keiten. Die hier behandelten wesentlichen
Fragen sind in der Abbildung 2 enthalten.

Belastungen durch gezielte Unterweisungen
optimiert (siehe Abbildung 3, Seite 10).
Die Einführung eines praxisorientierten
Arbeitsschutzmanagementsystems in Pro-
jektform kann in folgenden Projektschritten
geschehen: Es erfolgt eine Information der

9

• Leitlinien, Ziele

• Klare Verantwortlichkeiten

• Definierte Prozesse
(Vorgabedokumente)

• Kontrollierte Prozesse
(Aufzeichnungen)

• Rückverfolgbarkeit

• Kontinuierliche Verbesserung

Abb. 1: Arbeitsanweisungen

Abb. 2: Gefährdungsbeurteilung
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Weiterhin wird eine Analyse der innerbe-
trieblichen Abläufe in Form von Be-
gehungen, Gesprächen mit Vorgesetzten,
Funktionsträgern und Mitarbeitern, sowie
Sichtung von vorhandenen Unterlagen
durchgeführt.

Ein Soll-/Ist-Vergleich mit den gesetz-
lichen Anforderungen im Arbeitsschutz zu-
sammen mit einem entsprechend geeig-
neten Berater wird vorgenommen.

Es werden Vorschläge zur Ergänzung be-
reits vorhandener Organisationsstrukturen
bzw. neue Organisationsansätze erarbei-
tet, die in Form von z. B. Verfahrens-
anweisungen umgesetzt werden.

Verbesserungsmöglichkeiten für den Ar-
beits- und Gesundheitsschutz im Bereich
der Mitarbeiterinformation, -schulung und
-motivation sind unbedingt zu schaffen.

Abschließend werden Verfahrensanwei-
sungen, Arbeitsanweisungen und Formu-
lare durch die Fachbereichsleitung freige-

geben. Generell wichtig ist die Bestellung
eines Beauftragten zur Aufrechterhaltung
des eingeführten Systemes.

Die erfolgte praktische Umsetzung einer
Arbeitsschutzorganisation mit den we-
sentlichen Schritten des Projektverlaufes
im Fachbereich zeigt die Abbildung 4.

Unter Mitwirkung eines entsprechend
qualifizierten Beraters (Arbeitsschutz,
Qualitätsmanagement und Projektmana-
gement) hat sich diese Vorgehensweise
unter anderem im geschilderten Fallbei-
spiel des Fachbereiches Straßenreinigung
als zielführend und praktikabel erwiesen.
Vor dem Hintergrund der Betriebsart sowie
der Betriebsgröße wurde eine praxisnahe
Arbeitsschutzorganisation geschaffen.

Dipl.-Ing. Elisabeth Strathaus
Arbeitsmedizinisches und
sicherheits technisches Zentrum
ASZ-GmbH, Ahlen, Gütersloh,
Osnabrück, Lippstadt

Abb. 3: Unterweisungen

Abb. 4: Projektverlauf
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Die Beurteilung von Gefährdungen am Ar-
beitsplatz ist eine zentrale, an den Arbeit-
geber gerichtete Forderung des Arbeits-
schutzgesetzes (ArbSchG). Dabei müssen
Arbeitsplätze, Arbeitsmittel, die im Betrieb
ausgeübten Tätigkeiten und deren Wechsel-
wirkungen untereinander beurteilt und die
Ergebnisse dokumentiert werden. Ergänzt
wird diese Arbeitsplatzanalyse durch die Fest-
legung einer Organisationsstruktur für den
Aufgabenbereich Sicherheit und Gesundheit.

Im Jahre 2001 wurde für den städtischen
Baubetriebshof der Stadt Lippstadt eine um-
fangreiche Gefährdungsbeurteilung der Ar-
beitsplätze erstellt. Es erfolgte abschließend
eine vollständige Aufnahme und Bewertung
aller im Betrieb eingesetzten Gefahrstoffe.

Weitere Gefährdungsbeurteilungen in den
städtischen Schulen und Kindergärten

folgten ebenso wie eine umfangreiche
Analyse der Büro- und Bildschirmarbeits-
plätze innerhalb der Stadtverwaltung.

Neben der Erfordernis der Aktualisierung
bestehender Gefährdungsbeurteilungen
und dem damit verbundenen Aufwand der
Dokumentenpflege hat sich innerhalb der
letzten Jahre durch geänderte oder gänz-
lich neue gesetzliche Vorgaben weiterer
Handlungsbedarf ergeben. Die fortschrei-
tende Umsetzung europäischer Verord-
nungen zur Arbeitssicherheit in nationales
Recht (z. B. Betriebssicherheitsverord-
nung) macht die Gefährdungsbeurteilung
zum zentralen Element des Arbeits- und
Gesundheitsschutzes.

Aus der Verpflichtung durch zusätzliche
rechtliche Forderungen zur Durchführung
von erweiterten Gefährdungsbeurteilun-

Organisationsstruktur des Baubetriebshofes 

gen waren beispielsweise auch Explo-
sionsschutzdokumente zu erstellen. Dies
betraf bei der Stadt Lippstadt z. B. den
Baubetriebshof mit den brand- und explo-
sionsgefährdeten Bereichen Farben- und
Lacklager, Lackiererei, Betriebstankstelle
und Gasflaschenlager.

Um die Fülle der vorgehaltenen Dokumen-
tation zu strukturieren und die Daten-
pflege zu vereinfachen, war die Notwen-
digkeit eines zentralen Informations-
systems gegeben.

Erfahrungen aus Gefährdungsbeurtei-
lungen zeigen, dass, abhängig von der
Größe eines Unternehmens, eine umfang-
reiche Anzahl von Einzeldokumenten zu
erstellen sind. Insbesondere bei der Pflege
und dem Zugriff auf die Dokumente bedarf
es eines praxisnahen Vorgehens. Aufgabe

Die Gefährdungsbeurteilung
als Grundlage eines Informationssystems
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Umsetzung der BetrSichV zur Erstellung von Explosionsschutzdokumenten

Arbeiten im Jahr 2007 wird das System
den Beschäftigten der Stadtverwaltung im
Intranet vollständig zur Verfügung stehen.
Die Menüoberfläche bildet alle städtischen
Einrichtungen ab (Verwaltung, Schulen/
Öffentliche Einrichtungen, Brandschutz/
Rettungsdienst und Baubetriebshof).

Das System ist mit einer handelsüblichen
Standardsoftware lauffähig. Als Daten-
quellen können alle gängigen Datei-
formate genutzt werden. Eine Überarbei-
tung/Aktualisierung von Daten ist einfach

war es, sämtliche Bereiche der städtischen
Verwaltung in einem einheitlichen Infor-
mationssystem „Arbeits- und Gesund-
heitsschutz“ abzubilden. Das System soll
dem Nutzer jederzeit einen einfachen
Datenzugriff ermöglichen.

In Zusammenarbeit zwischen  Stadtver-
waltung Lippstadt, dem GUVV Westfalen-
Lippe und einem externen Unternehmen
wurde im Jahre 2006 mit dem Aufbau
eines Arbeitssicherheits-Informations-
systems begonnen. Nach Abschluss der

handhabbar. Es können Nutzerrechte defi-
niert werden, um z. B. den Beschäftigten
eine benutzerbezogene Information zu er-
möglichen. Die Verzeichnisstruktur kann mit
einer variablen Anzahl an Untermenues je-
derzeit umgestaltet oder erweitert werden.
Das System stellt der Stadt Lippstadt damit
eine übersichtlich gegliederte Oberfläche mit
durchgängig gleich strukturierter Daten-
erfassung und Ablage in standardisierten
Dokumenten zur Verfügung.
Bereits vorhandene Datengrundlagen
konnten problemlos in das System über-

Erfassung und Bewertung von Gefahrstoffen

12
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Betriebliches Arbeitssicherheitskonzept
eines Stadtentwässerungsbetriebes

Durch die zunehmende Technisierung in
fast allen Arbeitsbereichen gewinnt der
präventive Arbeits- und Gesundheits-
schutz immer mehr an Bedeutung. So
auch beim Stadtentwässerungsbetrieb
Paderborn (STEB) mit seinen 80 Mit-
arbeitern in den Bereichen Verwaltung,
Bau und Betrieb. Für den letzten Bereich,
der Abteilung Kläranlagen- und Kanal-
betrieb, wird hier das betriebliche Arbeits-
sicherheitskonzept des STEB vorgestellt.

Im Jahr 1997 übertrug die Unterneh-
mensleitung der Stadt Paderborn die Ver-
antwortung für den Arbeits- und Gesund-
heitsschutz auf die Amtsleiter sowie die
Betriebsleiter.

Zur Sicherung der organisatorischen Ab-
läufe innerhalb des Stadtentwässerungs-
betriebes Paderborn führte der Stadt-
entwässerungsbetrieb im Jahr 2000 ein
Qualitäts- und Umweltmanagement-
system (QUM) nach DIN ISO 9001/14001
ein. Auf dessen Grundlage wurde die
Organisation des Betriebes mit Hilfe von
Handbuch, Prozess- und Arbeitsanwei-
sungen sowie einem Berichtswesen mit
Kennzahlen rechtssicher aufgebaut.

Ein wesentlicher Punkt für den Betrieb ist
hierzu das Arbeitssicherheitskonzept, das
in der Abbildung dargestellt ist. Es enthält
die Prozessanweisungen, die Beschrei-
bung von Arbeitsabläufen mit ihren Zu-
ständigkeiten und Verantwortlichen:

• Betrieb der Anlagen,
• Arbeitssicherheit und Hygiene,
• Verhalten bei Störungen,
• Umgang mit Gefahrstoffen und Abfällen,
• Unterweisungen und Schulungen und
• Korrektur- bzw. Vorbeugemaßnahmen.

Gemäß den Prozessanweisungen wird eine
Betriebsstellenübersicht angefertigt und
aktualisiert. Gemeinsam mit den Meistern
werden die Arbeitsbereiche mit ihren
Betriebsstellen bzgl. der Belastungen und
Gefährdungen der betroffenen Mitarbeiter
beurteilt und bewertet. Die Ergebnisse
werden in einer Übersicht, der Gefähr-
dungsanalyse, dargestellt.

tragen werden. Nach Abschluss der
Durchführung und Dokumentation aller er-
forderlichen Gefährdungsbeurteilungen
wird der Stadt Lippstadt das vollständige
System zur Verfügung gestellt. Alle nach-
folgend erforderlichen Aktualisierungen
können wahlweise hausintern oder durch
externe Kräfte erfolgen. Es steht ein vom
Nutzer selbständig pflegbares System zur
Verfügung.

Die notwendige Erfassung von Arbeits-
mitteln und Anlagen und die Doku-
mentation der festgelegten Prüfungen
wurde über ein integriertes Zusatzmodul

ermöglicht. Dem Nutzer stehen Such- und
Filterfunktionen, eine Erinnerungsfunktion
für fällige Prüfungen, aber auch der unmit-
telbare Versand von Reparatur- bzw. Prüf-
aufträgen über eine geeignete Schnittstelle
zur Verfügung. Um einen schnellen Zugriff
auf das jeweils aktuelle Regelwerk zu ge-
währleisten, wurde eine Verknüpfung mit
einer Datenbank zum Regelwerk im Inter-
net integriert.

Die bisherigen Erfahrungen haben gezeigt,
dass das Informationssystem eine einfach
zu handhabende und praktikable Lösung
zur Erfüllung der gesetzlichen Vorgaben

im Arbeits- und Gesundheitsschutz bietet.
Durch die Möglichkeit zur fortlaufenden
Erweiterung und Anpassung des Systems
wird sich der zukünftige Zeitaufwand der
Stadt Lippstadt zur Dokumentation und
Pflege ihrer arbeitsschutzrelevanten Daten
deutlich verringern. Die Basis einer
rechtssicheren Organisation von Sicher-
heit und Gesundheit ist vorhanden.

Dipl.-Geol. Klaus Viertmann
uventus GmbH Gladbeck
Niederlassung 59199 Bönen
Siemensstrasse 42
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Die Meister erstellen für ihren Arbeits-
bereich (Labor, Klär-, Maschinen- und
Elektrotechnik sowie Kanalunterhaltung)
die Arbeitsanweisungen zu den Betriebs-
stellen für ihre Mitarbeiter. Dort fließen
auch die Ergebnisse der Gefährdungs-
beurteilung ein. Die Mitarbeiter werden bei
ihren Ein- und Unterweisungen konkret
auf die Gefahren an ihren Arbeits-
plätzen/Betriebsstellen mit den möglichen
Wechselwirkungen hingewiesen und zum
Einhalten des Arbeits- und Gesundheits-
schutzes aufgefordert (Mitwirkungspflicht).
Anschließend wird dies dokumentiert.

Auch zur Bereitstellung, Pflege und Prüfung
von Arbeitsmitteln gibt es spezielle Arbeits-
anweisungen für die Bediensteten. Verant-
wortlich hierfür sind die Meister und die be-
stellten und ausgebildeten Funktionsträger.

In Schulungen und Gesprächen wird das
Personal für die Prozesse mit ihren
Gefahren und der Notwendigkeit der
Sicherheitseinrichtungen erneut sensibi-
lisiert. Das Sicherheitsverhalten jedes
Einzelnen überprüft und dokumentiert der
Vorgesetzte unangemeldet und bespricht
das Ergebnis direkt mit den Betroffenen.

Aufgabenplanung, Organisation, Abstim-
mung, Projektverfolgung und Dokumen-

tation wird beim Stadtentwässerungs-
betrieb Paderborn im zentralen, EDV-
gestützten Bau- und Maßnahmenplan
vollzogen. Darin sind auch die erforder-
lichen Maßnahmen, wie z. B. besondere
Betriebsweisen, Optimierungen und Arbeits-
und Gesundheitsschutz, enthalten und für
jeden Verantwortlichen aktuell abrufbar.

In Quartals- und Jahresberichten werden
Betriebsergebnisse, Prozesskennzahlen
wie auch Unfälle, Schäden und Optimie-

rungen (z. B. Umsetzung der Betriebs-
sicherheitsverordnung) niedergeschrie-
ben. In Audits und Rückblicken werden
Arbeitssituationen, Verbesserungsvor-
schläge, Mitarbeitergespräche, Berichte
und Kennzahlen ausgewertet, von der
Betriebsleitung unter Prüfung des
Gesamtsystems bewertet und Korrektur-
maßnahmen entwickelt und ausgeführt.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass
vor dem Hintergrund der übertragenen
Unternehmerverantwortung für den
Arbeits- und Gesundheitsschutz eine
rechtssichere Aufbau- und Ablauf-
organisation implementiert wurde. Eine
Beurteilung der Arbeitsbedingungen mit
einem Schwerpunkt im Bereich der
Schulung und Information des Personals
liegt vor. Durch Berichte und Audits erfolgt
die notwendige Gesamtbewertung des
Systems. Dies führt schließlich zu den er-
forderlichen Korrektur- und Verbesser-
ungsmaßnahmen – auch in den Bereichen
Sicherheit und Gesundheit.

Dipl.Ing. Peter Böckmann
Abteilungsleiter
Kläranlagen und Kanalbetrieb
Stadtentwässerungsbetrieb Paderborn
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Projektbericht
„Sicherheit und Gesundheitsschutz
im System“

Grundlagen
Ein wirksamer und nachhaltiger Arbeits-
und Gesundheitsschutz in Unternehmen
und Betrieben liegt insbesondere dann
vor, wenn er in die jeweilige Organisa-
tionsstruktur und -kultur dauerhaft einge-
bunden wird. Im Idealfall werden aus der
vorhandenen Unternehmensphilosophie
(z. B. eine hohe Zufriedenheit, Leistungs-
fähigkeit und Leistungsbereitschaft der
Beschäftigten) die daraus folgenden Ziele,
Methoden und Maßnahmen abgeleitet.

Wichtige Voraussetzungen hierfür sind ins-
besondere bei größeren Organisations-
einheiten vorgegebene systematisch fest-
gelegte Strukturen und Abläufe, in die die
Belange des Arbeits- und Gesundheits-
schutzes integriert werden.

Vor diesem Hintergrund wurde durch den
GUVV Westfalen-Lippe das Projekt
„Sicherheit und Gesundheitsschutz im
System“ durchgeführt. Auf Grundlage eines
Systemfragebogens wurde in  Mitglieds-
unternehmen ermittelt, in welcher Form
Sicherheit und Gesundheitsschutz in die in-
ternen Führungsstrukturen und Betriebs-
abläufe erfolgreich integriert sind.

Die im Verlauf des inzwischen abgeschlos-
senen Projektes gewonnenen Ergebnisse
und Erkenntnisse werden nachfolgend
vorgestellt, so dass neben den am Projekt
beteiligten Mitgliedsunternehmen auch an-
dere an der Organisationsentwicklung im
Arbeits- und Gesundheitsschutz interessier-
te Unternehmen davon profitieren können.

Projektablauf
Der im Projektverlauf verwendete Frage-
bogen wurde so gestaltet, dass er als

Leitfaden für Experteninterviews vor Ort
verwendet werden konnte. Es wurde ein
Fragebogen erstellt, der in vier Themen-
komplexe unterteilt war. Es handelte sich
um die Bereiche:
• Organisation 
• Beratung/Unterstützung 
• Beurteilung der Arbeitsbedingungen 
• Kommunikation/Zusammenarbeit (mit

den Unterkapiteln Unterweisung/Koor-
dination, Unfallauswertung, Betriebs-
begehungen und Betriebliche Gesund-
heitsförderung) 

Als Zielgruppen wurden Mitgliedsbetriebe
(Stadt- und Kreisverwaltungen) mit einer
Beschäftigtenzahl von ca. 150-500 aus-
gewählt. In der o. g. Größenordnung sind
beim GUVV W-L ca. 70 Mitgliedsbetriebe
versichert. Um eine repräsentative statistisch
gesicherte Fallzahl zu erhalten, wurde
festgelegt, ca. 50 % der Unternehmen auf-
zusuchen und zu befragen. Bei den auf
freiwilliger Basis durchgeführten Inter-
views wurde auf eine möglichst gleich-
mäßige, flächendeckende Verteilung in
Westfalen-Lippe geachtet.

Die Expertenrunde setzte sich aus den
innerbetrieblichen Akteuren im Arbeits-
und Gesundheitsschutz zusammen. Neben
einem Arbeitgebervertreter und dem Per-
sonalrat waren die Fachkraft für Arbeits-
sicherheit und der Betriebsarzt sowie auf
Wunsch der Verwaltungen teilweise weite-
re Beteiligte bei den Interviews anwesend.

Im Verlauf der Interviews wurden zum 
einen Informationen für die spätere Projekt-
auswertung gesammelt und zum anderen
die Gesprächspartner gleichzeitig auf vor-
handene Defizite in der Organisations-

struktur des Unternehmens aufmerksam
gemacht. Die Ergebnisse der Befragung
stellen somit eine gute Handlungsgrund-
lage dar, um die aufgezeigten Defizite in
der Organisationsstruktur eigenverant-
wortlich abzuarbeiten.

Aufgrund des großen Interesses seitens
der Unternehmen wurden insgesamt 51
Interviews durchgeführt. Lediglich eine
der angefragten Verwaltungen signalisier-
te, dass derzeit kein Interesse an der
Mitwirkung bei diesem Projekt bestünde.

In den am Projekt beteiligten Unter-
nehmen sind insgesamt ca. 15.000 Mit-
arbeiter beim GUVV W-L versichert. Damit
wurde durch dieses Projekt etwa jeder
zehnte der beim Verband Versicherten aus
dem kommunalen Bereich erreicht. Im
Jahr 2005 wurden dem GUVV W-L aus den
Reihen der am Projekt beteiligten Unterneh-
men annähernd 1400 Arbeitsunfälle ge-
meldet. Bezogen auf den Gesamthaushalt
des Verbandes belaufen sich die hierzu an-
teilig zuzuordnenden Folgekosten auf ins-
gesamt etwas mehr als 3,5 Millionen Euro.

Die nachfolgende Darstellung der im Rah-
men des Projektes gewonnenen Ergeb-
nisse und deren Bewertung orientieren
sich am ursprünglichen Gliederungsschema
des Fragebogens. Dies ermöglicht den am
Projekt beteiligten Verwaltungen einen
einfachen Vergleich der eigenen Position
mit der vorliegenden Ergebniszusammen-
fassung. Auch für andere an der Orga-
nisationsentwicklung interessierte Ver-
waltungen und Betriebe ist die Möglichkeit
gegeben, auf Basis des Fragebogens, in
Form eines Selbstchecks in den jeweiligen
Themenfeldern die eigenen Stärken und

50380_3_Sicherheit_System.qxd  13.03.2007  17:30 Uhr  Seite 15



Lediglich in einigen Bereichen des öffent-
lichen Dienstes sind Qualitätsmanage-
mentsysteme im Einsatz. So sind im Be-
reich des Gesundheitsdienstes Qualitäts-
sicherungssysteme bereits vorzufinden,
so dass hier die Themen Sicherheit und
Gesundheit direkt integriert werden kön-
nen. Dies ist in Verwaltungen in der Regel
in dieser Art nicht durchgeführt. Ferner
sind die kommunalen Unternehmen im Be-
reich der Abfallwirtschaft häufig als „Ent-
sorgungsfachbetrieb“ zertifiziert. Hier wird
die Organisationsstruktur hinsichtlich des
„Entsorgungsmanagements“ durch externe
Sachverständige geprüft und bei Erfüllung
der strengen Vorgaben auch zertifiziert.

Anstelle von eingeführten Arbeitsschutz-
managementsystemen hatten jedoch be-
reits 33 % aller Verwaltungen eine ent-
sprechende Dienstvereinbarung für den
Arbeits- und Gesundheitsschutz verab-
schiedet. Dies hat den Vorteil, dass die
Rahmenbedingungen des Arbeits- und
Gesundheitsschutzes in einem zentralen
Dokument gebündelt auf die Bedürfnisse
der jeweiligen Verwaltung abgestimmt ge-
regelt werden können.

Dort wo es eine entsprechende Dienst-
vereinbarung gab, wurde jedoch erst in et-
was mehr als der Hälfte aller Fälle regel-
mäßig eine entsprechende Bewertung
bzw. Kontrolle durch die jeweilige verant-
wortliche Verwaltungsleitung durchgeführt.

Schwächen im Arbeits- und Gesundheits-
schutz zu bestimmen und daraus zukünf-
tige Arbeitsschwerpunkte abzuleiten.

1. Organisation
Wie bereits erwähnt ist es sinnvoll, Ar-
beits- und Gesundheitsschutz als selbst-
verständlichen Bestandteil der jeweiligen
Unternehmenskultur zu verstehen. In vielen
so genannten Managementsystemen (z. B.
Qualitäts-, Umwelt- sowie Arbeitsschutz-
managementsystemen) wird davon ausge-
gangen, dass die Basis für alles weitere
Handeln in einem der Themenfelder (z. B.
Arbeits- und Gesundheitsschutz) in ent-
sprechenden Unternehmensgrundsätzen
oder Leitbildern festgelegt wird.

Bezogen auf das Projekt „Sicherheit und
Gesundheitsschutz im System“ war somit
konsequenterweise die erste Frage des
Fragebogens darauf ausgerichtet, ob es
bereits entsprechende Unternehmens-
grundsätze verbunden mit konkreten
Zielen zur kontinuierlichen Verbesserung
des Arbeits- und Gesundheitsschutzes
gibt. Dies war nach Angaben der inner-
betrieblichen Experten mittlerweile bei 
20 % der Verwaltungen der Fall.

Bereits in 73 % aller Verwaltungen waren
die Struktur des Mitgliedsunternehmens
und die dazugehörigen Verantwortlich-
keiten im Arbeitsschutz dokumentiert.

86 % der befragten Unternehmen gaben an,
dass die Aufgaben und die Verantwortung im
Arbeitsschutz von der obersten Leitung
wahrgenommen wurden. Bei der differen-
zierten Betrachtung, also der Frage, wer
konkret verantwortlich ist, ergab sich folgen-
des Ergebnis (siehe Grafik „Umsetzung der
Verantwortung im Arbeitsschutz“).

In 69 % aller Verwaltungen wurde die
Verantwortung im Arbeitsschutz schriftlich
delegiert. Dies erfolgte meistens in Form
einer Dienstanweisung. Eine schriftliche
Übertragung der Verantwortung ist in der
Regel sinnvoll, da sich nahezu alle Vor-

schriften im Arbeitsschutz direkt an den
Unternehmer wenden, in der betrieblichen
Praxis jedoch sinnvoller Weise den jewei-
ligen Führungskräften der einzelnen
Bereiche analog zu ihren sonstigen be-
trieblichen Verantwortungen und Befug-
nissen übertragen werden. Form und
Inhalt der Übertragung bleibt letztendlich
dem Unternehmer überlassen. In ca. 30 %
der befragten Verwaltungen war somit an
dieser Stelle noch Handlungsbedarf er-
kennbar.

Entsprechend der jeweiligen Selbstein-
schätzung wurden in 88 % der Fälle die
Verantwortlichen in ausreichendem Um-
fang von den relevanten neuen oder ge-
änderten Arbeitsschutzregelungen in
Kenntnis gesetzt. Hierbei kamen in unter-
schiedlicher Relevanz nahezu alle in
Verwaltungen üblichen Informationspfade
zum Einsatz (Umläufe, Intranet, E-Mail,
Aushänge, Fachzeitschriften, Seminare,
amtliche Bekanntmachungen, Arbeitsschutz-
ausschuss, Sicherheitsfachkraft, …).

Ein dokumentiertes Arbeitsschutzmanage-
mentsystem wurde in keinem der befragten
Unternehmen vorgefunden. Weder inte-
grierte Modelle (z. B. nach DIN ISO
9001:2000 oder 14001), oder eigenstän-
dige Modelle (z. B. OHRIS, LV 21/LV 22,
oder OHSAS) wurden bislang eingesetzt,
noch gab es konkrete Pläne entsprechen-
des in naher Zukunft einzuführen.

26 %

15 %

15 %

9 %

35 %

Umsetzung der Verantwortung im Arbeitsschutz

Bürgermeister

1. Beigeordneter

Hauptamtsleitung

Fachbereichsleitung

Hauptamt
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2. Beratung/Unterstützung
Ein wichtiger Baustein für ein funktio-
nierendes Arbeits- und Gesundheits-
schutzsystem sind die auf Grundlage des
Arbeitssicherheitsgesetzes für die Mit-
gliedsunternehmen tätigen Betriebsärzte
und Fachkräfte für Arbeitssicherheit.
Bei allen befragten Mitgliedsbetrieben war
sowohl ein Betriebsarzt als auch eine
Fachkraft für Arbeitssicherheit im gesetz-
lich geforderten zeitlichen Umfang tätig.
Somit nutzen alle Unternehmen deren
fachliche Kompetenzen gezielt zur konti-
nuierlichen Verbesserung ihres Arbeits-
und Gesundheitsschutzniveaus.

Funktion wahrnehmen.Die jeweilige berufliche
Qualifikation (sowohl der internen als auch
der externen) ist in der Graphik dargestellt.

Nahezu alle internen Fachkräfte für
Arbeitssicherheit übten ihre Tätigkeit als
„Teilzeitkraft“ aus. Ihr eigentlicher Auf-
gabenschwerpunkt lag überwiegend im
Bereich der jeweiligen Bauverwaltung des
Mitgliedsunternehmens.

Im Vergleich dazu wurde die arbeitsme-
dizinische Betreuung (anders als bei den
Fachkräften für Arbeitsicherheit) in 96 %
der befragten Mitgliedsbetriebe durch 

Hinsichtlich der Wahlmöglichkeit des Unter-
nehmers diese Positionen entweder intern
oder extern durch einen überbetrieblichen
Dienst zu besetzen, wurde bei den Fach-
kräften für Arbeitsicherheit festgestellt, dass
in 71 % aller Fälle eigene Mitarbeiter diese

Ergebnisübersicht – Darstellung des erreichten Umsetzungsgrades (%)
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Nach allgemeiner Auffassung wird eine
solche regelmäßige Bewertung jedoch als
notwendiges Steuerungsinstrument an-
gesehen und ist als unverzichtbarer
Bestandteil einer gut funktionierenden
Arbeits- und Gesundheitsschutzorgani-
sation notwendig.

Die abschließende Frage des Themen-
feldes „Organisation“ zielte auf das
betriebliche Vorschlagswesen. Insgesamt
67 % aller am Projekt beteiligten Verwal-
tungen gaben an, ein solches Instrument
zu besitzen.

Der Nutzen wurde insgesamt jedoch eher
als gering eingestuft, da überwiegend die
Auffassung vertreten wurde, dass Ver-
besserungsvorschläge, egal welcher Art,
in aller Regel Teil der jeweiligen Arbeits-
aufgabe und des normalen Arbeitsver-
ständnisses sind.

Übertragen auf den Arbeits- und Gesund-
heitsschutz könnte dies so interpretiert
werden, dass Verbesserungsvorschläge
durch die betrieblichen Akteure in den
meisten Fällen bereits direkt in die jeweili-
gen Arbeitsprozesse einfließen und somit
eine insgesamt wünschenswerte „Unter-
nehmenskultur“ widerspiegeln.

Die nachfolgende Übersicht fasst die vor-
angehenden Ergebnisse abschließend zu-
sammen.

einen externen Arbeitsmediziner durch-
geführt. Vor dem Hintergrund der Mindest-
einsatzzeiten für die Betriebsärzte ist
dieses Resultat nicht überraschend.

Eine kontinuierliche Fort- und Weiterbil-
dung des Betriebsarztes und der Fachkraft
für Arbeitssicherheit zur Sicherstellung ei-
ner qualitativ hochwertigen Beratung wird
von nahezu allen Befragten als notwendig
und sinnvoll angesehen. Entsprechend der
gemachten Angaben ist eine regelmäßige
Fortbildung bei allen Betriebsärzten und
ferner bei 92 % der Fachkräfte für Arbeits-
sicherheit gegeben.

Der gemäß dem Arbeitssicherheitsgesetz
geforderte Arbeitsschutzausschuss ist ein
wichtiges und zentrales Steuerungs-
instrument. Lediglich ein Mitgliedsbetrieb
gab an, einen entsprechenden Ausschuss
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bislang nicht einberufen zu haben. Damit
haben nahezu alle der befragten Mitglieds-
betriebe einen funktionierenden und re-
gelmäßig tagenden Arbeitschutzaus-
schuss, dessen Arbeitsergebnisse schrift-
lich dokumentiert werden.

3. Beurteilung der Arbeitsbedingungen
Ein wichtiges zentrales Instrument einer
funktionierenden Arbeitsschutzorganisa-
tion ist die regelmäßige Beurteilung der
Arbeitsbedingungen (Gefährdungsbeurtei-
lung), welche seit nunmehr zehn Jahren
im Arbeitsschutzgesetz für alle Unterneh-
men vom Gesetzgeber gefordert wird.
Insgesamt gesehen gab es bei den durch-
geführten Gefährdungsbeurteilungen eine
breite Beteiligungsbasis. In über 90 %
aller Fälle wurden neben der Fachkraft für
Arbeitssicherheit und dem Betriebsarzt
auch der Personalrat und die betroffenen
Beschäftigten in den Prozess mit einbe-
zogen.
Es wurde auch deutlich, dass in der über-
wiegenden Anzahl der Verwaltungen der
Umsetzungsprozess nach wie vor ein
Thema ist. Lediglich 29 % der befragten
Mitgliedsunternehmen gaben an, dass die
Gefährdungsbeurteilung inzwischen voll-
ständig durchgeführt wurde (siehe nach-
folgende Abbildung).

Hinsichtlich der noch fehlenden Bereiche
wurden von den befragten Unternehmen
nahezu alle Organisationsbereiche, jedoch
ohne erkennbare Schwerpunkte genannt.

Bislang verfügten erst 39 % der befragten
Mitgliedsbetriebe über eine innerbetrieb-
liche Festlegung, in welcher Form die
erforderlichen Gefährdungsbeurteilungen
durchzuführen sind.

Insgesamt hatten 88 % der befragten Mit-
gliedsbetriebe zur Vereinfachung bei der
Umsetzung der Gefährdungsbeurteilung
eine systematische Zusammenfassung von
gleichartigen Arbeitsbereichen, Arbeits-
plätzen und Tätigkeiten vorgenommen.
Jedoch hatten nur 50 % der Unternehmen
konkrete Festlegungen, wann die
Beurteilung erneut durchzuführen bezie-
hungsweise zu aktualisieren ist.

4. Kommunikation/Zusammenarbeit
4.1 Unterweisung/Koordination 
Damit die Beschäftigten Sicherheits- und
Gesundheitsgefährdungen an ihrem Ar-

40 %

29 %

6 %

25 %

Durchführung der Gefährdungsbeurteilung

vollständig

überwiegend

teilweise

gar nicht

8 %

76 %

16 %

Durchführung der Unterweisung der Beschäftigten

regelmäßig

nur teilweise

gar nicht

beitsplatz erkennen und auf geeignete
Weise handeln können, müssen sie in an-
gemessener Form informiert und geschult
werden. Hierbei spielt die klassische
Unterweisung in vielen Bereichen nach
wie vor eine wichtige Rolle.

Inwieweit die nicht regelmäßig oder auch
gar nicht unterwiesenen Mitarbeiter – im-
merhin 24 % aller Beschäftigten – das
nötige Wissen auf andere Art erlangen
können, beziehungsweise bereits erlangt
haben, wurde im Projektverlauf nicht wei-
ter untersucht.

Beim Einsatz von Fremdfirmen, welche im
Auftrag der Mitgliedsunternehmen tätig
werden, besteht oftmals im Hinblick auf
mögliche Gefährdungen, die aus deren
Arbeiten für die Beschäftigten resultieren
können, konkreter Abstimmungsbedarf.
Insgesamt 62 % der befragten Verwal-
tungen haben daher bei der Vergabe von
Aufträgen ein Anforderungsprofil hinsicht-
lich des einzuhaltenden Sicherheits- und
Gesundheitsschutzstandards definiert. Bei
18 % ist dies bislang nicht der Fall. In den
verbleibenden 20 % fallen entsprechende
Arbeiten nach Angaben der Befragten
nicht an, so dass hier kein Handlungs-
bedarf gegeben war.

Umgekehrt werden die Mitarbeiter von
Fremdfirmen im Bedarfsfall vor Ort über
mögliche betriebsspezifische Gefährdun-
gen informiert. Die Ergebnisse sehen hier

50380_3_Sicherheit_System.qxd  13.03.2007  17:31 Uhr  Seite 18



19
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ähnlich aus. In 67 % der Unternehmen fin-
den entsprechende Unterweisungen statt.
24 % der Verwaltungen führen keine ent-
sprechenden Maßnahmen durch. Bei den
verbleibenden 9 % werden entsprechende
Arbeiten nicht durchgeführt, so dass hier
bislang kein Handlungsbedarf bestand.

4.2 Unfallauswertungen 
Die systematische Erfassung von Unfällen
und Berufskrankheiten ist ein wichtiges
Analyseinstrument im Arbeitsschutz, da
hieraus (neben der Schwerpunktfindung)
auch gezielte Schutzmaßnahmen abgelei-
tet werden können.

Es wurde festgestellt, dass 100 % der
befragten Mitgliedsunternehmen diese
Daten im Betrieb erfassen und in 92 % der
Fälle auch die Fachkraft für Arbeitssicher-
heit sowie der Betriebsarzt über die
Unfallanzeigen informiert werden.

Eine systematische Erforschung der Un-
fallursachen und eine daraus folgende
Ableitung von entsprechenden Konse-
quenzen wird von 88 % aller Befragten
durchgeführt.

In insgesamt 69 % der Fälle wurden ferner
die so genannten nicht meldepflichtigen
Unfälle mit bis zu 3 Tagen Arbeitsausfall
ebenfalls in die innerbetriebliche Unfall-
analyse mit einbezogen.
Dieser erfreulich hohe Umsetzungsgrad
lässt darauf schließen, dass beim über-
wiegendem Anteil der Befragten eine syste-
matische Vorgehensweise  bei der Er-
fassung und Analyse von Unfällen und
Berufskrankheiten in die Unternehmens-
struktur integriert wurde und aus diesen
Erkenntnissen auch Konsequenzen hin-
sichtlich Sicherheit- und Organisation ge-
zogen werden.

4.3 Betriebsbegehungen
Von je her war die Überprüfung der
Betriebsstätten vor Ort ein wichtiges
Instrument, um sich Informationen über
die Verhältnisse am Arbeitsplatz und über

96

82 82
76

18

70

das Verhalten der Beschäftigten in ihrem
Arbeitsbereich zu verschaffen (Verhältnis-
sowie Verhaltensprävention).

In 98 % der befragten Mitgliedsbetriebe
werden zu diesem Zweck regelmäßige
Betriebsbegehungen durchgeführt. Die
Qualität einer solchen Überprüfung hängt
von mehreren Faktoren ab. Neben dem
Umfang und der Dauer – abhängig unter
anderem von der jeweiligen Betriebsart
und Größe – ist auch das festgelegte
Zeitintervall eine wichtige Kenngröße.
Letzteres wurde im Rahmen der Befragung
bei den am Projekt beteiligten Mitglieds-
unternehmen ermittelt. Es zeigte sich eine
überraschend große Bandbreite, wie aus der
zugehörigen Abbildung ersichtlich wird.

Die Zusammensetzung der Teilnehmer bei
diesen internen Betriebsbegehungen ist in der
nachfolgenden Abbildung dargestellt.

Der überwiegende Teil der Mitglieds-
unternehmen sieht Betriebsbegehungen
als ein wichtiges Steuerungsinstrument
an, um eingenverantwortlich Defizite bei
der praktischen Umsetzung im Betrieb zu
ermitteln und Verbesserungen zu erzielen.

Erfreulich ist, dass bei allen Mitglieds-
unternehmen eindeutig geregelt ist, wem
die im Rahmen einer solchen Begehung
festgestellten arbeitsschutzrelevanten
Mängel gemeldet werden, wer für die
Mängelbeseitigung und wer für eine an-
schließende Kontrolle der Maßnahmen
(Wirksamkeit) verantwortlich ist.

Verbesserungsfähig ist hingegen, dass
das innerbetriebliche Expertenwissen der
Fachkräfte für Arbeitssicherheit und der
Betriebsärzte nicht ausreichend (bereits
schon in den betrieblichen Planungs-
prozessen zum Beispiel bei der Neu- oder
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Umgestaltung von Arbeitsbereichen oder
auch bei der Anschaffung von Arbeits-
mitteln) genutzt wird.

Vermeidbare Mängel werden ohne früh-
zeitige Beteiligung der oben genannten
innerbetrieblichen Experten nach wie vor
erst bei den späteren Betriebsbegehungen
festgestellt und sind dann oftmals nur mit
erhöhtem Aufwand zu beseitigen.

4.4 Betriebliche Gesundheitsförderung    
In Zeiten permanenter Veränderungspro-
zesse und enger finanzieller Spielräume in
den öffentlichen Unternehmen wird die
Bedeutung von gesunden und leistungs-
fähigen Mitarbeitern zunehmend wichtig.
Hier setzen die Maßnahmen, die unter
dem Begriff der betrieblichen Gesund-

heitsförderung gebündelt werden, im
Idealfall an.

Aufgrund der Bedeutung dieses Themen-
feldes war eine Bestandsanalyse der der-
zeitigen und auch geplanten Aktivitäten
der Verwaltungen auf diesem Gebiet auch
ein Themenschwerpunkt des Projektes.

Bereits in 65 % der befragten Verwal-
tungen sind konkrete Maßnahmen oder
Projekte zur betrieblichen Gesundheits-
förderung durchgeführt worden.

Wie die nachfolgende Tabelle veranschau-
licht, wird dabei ein breites Themenfeld
erfasst. Die Schwerpunkte der derzeit
laufenden sowie der bereits erfolgreich
abgeschlossenen Maßnahmen und Pro-

66 %

18 %

16 %

Beteiligung der internen Experten an Planungsprozessen

regelmäßig

selten

nie

Maßnahmen und Projekte der „Betrieblichen Gesundheitsförderung“ – Anzahl der Nennungen in Klammern
(durchgeführte und laufende Maßnahmen/geplante Maßnahmen)

Themenfeld Themenfeld Themenfeld Themenfeld Themenfeld 
„Organisation“ „Maßnahmen und „Informationen „Bewegung“ „Gesundheit“

Programme für und Fortbildung“
spezielle Gruppen“

Einführung Gesundheits- Gesundheitszirkel (1/1) Ernährungs- Rückenschule (14/12) Impfungen (6/4)
management (-/2) beratung (3/1)

Mitarbeiterbefragung (1/-) Gesundheitstag (3/-) Betriebssport (7/2) Rauchfreie Arbeitsplätze (2/4)
Bildschirmarbeit (-/1) Allg. Fortbildungs- Bewegungsmangel (6/-) Physikalische Therapie (2/-)

angebote (3/4)
Entsorgungsbereich (1/-) Suchtprävention (2/1) Entspannungsprogramm (2/-)
Reinigungsbereich (1/-) Mobbing/ Präventivmedizin (-/2)

Stressberatung (1/1)
Feuerwehrbereich (-/1) Fahrsimulator (1/-)

jekte liegen gut erkennbar bei gezielten
Rückenschulangeboten, Betriebssportak-
tivitäten sowie Impfkampagnen.

In 63 % der Verwaltungen sind auch in
naher Zukunft konkrete Maßnahmen zur
betrieblichen Gesundheitsförderung ge-
plant. Rückenschulangebote und Impfun-
gen sind am häufigsten vorgesehen. Ver-
mutlich aufgrund der geänderten Ge-
setzeslage sollen Projekte zum Thema
„rauchfreie Arbeitsplätze“ häufig durch-
geführt werden. Bei den für die Zukunft
geplanten Projekten ist ein breites
Themenspektrum festzustellen.

Auffallend ist insgesamt, dass in nahezu
allen Fällen sowohl bei den abgeschlosse-
nen und laufenden als auch bei den noch
geplanten Projekten und Maßnahmen
überwiegend Einzelmaßnahmen im Mittel-
punkt des Interesses lagen. Nur in zwei
Fällen wurde als konkretes Ziel für die
Zukunft von der Einführung eines für die
Gesamtverwaltung geltenden Gesund-
heitsmanagements gesprochen.

Aus Sicht der Projektgruppe wäre eine
zielorientierte und strategische Ausrich-
tung wünschenswert. Der Arbeits- und
Gesundheitsschutz, einschließlich der Ge-
sundheitsförderungsmaßnahmen, wird da-
bei im Idealfall das vorhandene Führungs-
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und Organisationskonzept der jeweiligen
Verwaltung integriert.

Interessant sind in diesem Zusammen-
hang auch die Ergebnisse zur Frage, von
welcher Stelle die wesentliche Initiative zu
den Maßnahmen der betrieblichen Ge-
sundheitsförderung kam.

Hier wird deutlich, welche Funktionsträger
die treibenden Kräfte sind, wenn es um die
Einführung und Entwicklung von Maß-
nahmen der betrieblichen Gesundheits-
förderung geht.

Inwieweit dies auch einen Einfluss auf die
Maßnahmenwahl hatte, wurde im Rahmen
der Befragung nicht ermittelt. Dass z.B.
Impfkampagnen in den meisten Fällen von
den Betriebsärzten initiiert wurden, ist jedoch
nahe liegend und auch nachvollziehbar.

In den vergangenen Jahren haben die Kran-
kenkassen im Bereich der betrieblichen
Gesundheitsförderung einige Projekte und
Maßnahmen bei den Verwaltungen beglei-
tet. Zwar haben die Krankenkassen in der
Vergangenheit eine Vielzahl von Angebo-
ten entwickelt, jedoch scheiterte das
Zusammenkommen von Verwaltung und
Krankenkasse oft an der Mitgliederstruk-
tur der Verwaltungen, wie in einer Vielzahl
der Interviews berichtet wurde. So kam es
bislang bei 40 % der Verwaltungen zu ei-
ner konkreten Zusammenarbeit mit einer
Krankenversicherung. Die Allgemeinen

Ortskrankenkassen haben hier wie es
scheint derzeit eine Vorreiterrolle, wie aus
der nachfolgenden Abbildung ersichtlich
wird.

Ein möglicher Grund könnte die Vielzahl
der von der AOK begleiteten Maßnahmen
und Projekte in technischen Bereichen
sein, bei denen die Mehrzahl der Be-
schäftigten bei der AOK versichert sind.
Hierzu zählten beispielsweise Projekte im
Bereich der Abfallsammlung oder im
Bereich der Grünflächenämter.

Die Beschäftigung mit dem Thema „Be-
triebliche Gesundheitsförderung“ wurde in
der Vergangenheit oftmals durch das
Thema innerbetriebliche Fehlzeiten aus-
gelöst. Ein erster Schritt war in vielen
Fällen die systematische Erfassung von
Arbeitsunfähigkeitsdaten.
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In 88 % der Verwaltungen ist dies der Fall.
Eine Auswertung dieser Daten, z.B. nach der
Dauer oder nach erkennbaren Schwer-
punkten, erfolgte jedoch nur bei 55 % der
befragten Verwaltungen. Der „Datenschutz“
wurde oft als Hinderungsgrund angegeben.

Inzwischen beschäftigt sich die betriebliche
Gesundheitsförderung zunehmend mit den
Themenschwerpunkten „demographischer
Wandel“ bzw. „alternde Belegschaften“.

5. Zusammenfassung und Ausblick
Die wesentlichen im Projektverlauf ge-
wonnenen Erkenntnisse lassen sich wie
folgt zusammenfassen:

a) Die vielfältigen Verpflichtungen des
Arbeits- und Gesundheitsschutzes
werden von den befragten Unter-
nehmen im Bereich der Organisation
(Aufbau/Abläufe) insgesamt recht un-
terschiedlich umgesetzt. Der Grund-
gedanke aller Managementsysteme –
ein strukturiertes systematisches Vor-
gehen – ist bei den meisten Unterneh-
men in Ansätzen bereits deutlich er-
kennbar. Vor dem Hintergrund der
Organisationsbefugniss und Verant-
wortung der Unternehmen sind beste-
hende Rahmenbedingungen auszubau-
en und zu verbessern. Lediglich Über-
tragungen von Unternehmerpflichten
erscheinen oftmals als nicht ausrei-
chend.
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b) Die Umsetzung des Arbeitssicherheits-
gesetzes ist in den Unternehmen ins-
gesamt als gelungen anzusehen. Im
Verlauf der Interviews wurde an vielen
Stellen deutlich, dass eine bessere
Nutzung der vorhandenen Potentiale,
z.B. bei der konsequenten und syste-
matischen Beteiligung der Betriebs-
ärzte und der Fachkräfte für Arbeits-
sicherheit an Planungsprozessen, noch
möglich ist.

c) Aus den Ergebnissen des Kapitels
„Beurteilung der Arbeitsbedingungen“
ist eindeutig abzuleiten, dass bei vielen
Mitgliedsunternehmen noch konkreter
Handlungsbedarf besteht. Dieser Hand-
lungsbedarf ist sowohl bei der flächen-
deckenden Beurteilung der Arbeits-
bedingungen als auch bei der erneuten
systematischen Durchführung, insbe-

sondere bei neuen oder geänderten
Arbeitsabläufen und geänderten oder
neuen rechtlichen Rahmenbedingun-
gen sowie nach Unfallereignissen ge-
geben.

d) Die Mitgliedsunternehmen beschäfti-
gen sich zunehmend mit dem The-
menfeld der betrieblichen Gesund-
heitsförderung. Es handelt sich derzeit
überwiegend um Einzelmaßnahmen.
Es zeichnete sich jedoch in den Inter-
views teilweise der Wunsch ab, auch
dieses Themenfeld innerbetrieblich
auszubauen.

Die vorliegende Auswertung der Ergeb-
nisse zeigt, dass viele Verwaltungen und
Betriebe im öffentlichen Dienst den
Arbeits- und Gesundheitsschutz nicht nur
als reine Pflichtaufgabe ansehen.

Es gibt, belegt durch die vorliegende Aus-
wertung und die im Verlauf der Interviews
gewonnenen Eindrücke, Erfolg verspre-
chende Ansätze, dass die Organisation
des Arbeits- und Gesundheitsschutzes als
notwendiger Bestandteil der Unternehmen
aufgefasst wird.

Daraus abgeleitet erscheint es konse-
quenter Weise richtig, die Präventions-
arbeit des GUVV WL zukünftig noch stärker
auf den Bereich der Organisation von
Sicherheit und Gesundheit bei den Mit-
gliedsunternehmen auszurichten.

Bernd Bleckmann
Helmut Kaup
Jörg Schwab
Uwe Tchorz
GUVV WL
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